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Die Regierungserklärung von Bundeskanzler Schröder vom 17. März 2005 und die darin enthaltenen
Maßnahmen zur Fortsetzung der Agenda 2010 waren die Grundlage des Gesprächs im Bundeskanz-
leramt zwischen Bundeskanzler Schröder und der Union.

willy-brandt-haus-materialien berlin, 18. MÄRZ 2005

ergebnisse des spitzengesprächs zwischen bundeskanzler gerhard schröder 
und der union am 17. märz 2005

Neue Stärke.

I. Wo gab es eine Einigung?

Erleichterungen für Arbeitslose und Unternehmen

� Die Hinzuverdienstmöglichkeiten für ALG-II Bezieher werden
verbessert.

� Die Chancen junger und älterer Menschen am Arbeitsmarkt sol-
len weiter verbessert werden. Dazu wird es aber keine weiteren
Einschränkungen beim Kündigungsschutz geben.
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� Der Abschluss befristeter Arbeitsverhältnisse soll dort, wo es
sinnvoll ist, erleichtert werden: z.B. bei Werkstudenten, die nach
ihrem Praktikum künftig einen befristeten Arbeitsvertrag erhal-
ten können.

� Das Anti-Diskriminierungsgesetz kommt. Im arbeitsrechtlichen
Teil wird der Vorschlag eins zu eins umgesetzt und im zivilrecht-
lichen Teil ist mehr vorgesehen, als von der europäischen Ebene
vorgegeben wurde, weil z.B. auch Behinderte in das Anti-Diskri-
minierungsgesetz einbezogen werden sollen.

Aufkommensneutrale Änderung der 
Unternehmenssteuersätze

� Der Körperschaftssteuersatz wird von 25% auf 19% gesenkt.

� Der Anrechnungsfaktor der Gewerbesteuer auf die individuelle
Einkommenssteuer wird von 1,8 auf 2,0 Punkte erhöht.

� Bei Betriebsübergängen soll es steuerliche Nachlässe bei der
Erbschaftssteuer geben. Danach soll die Erbschaftssteuer in ei-
nem Zeitraum von 10 Jahren um 10 Prozent/Jahr erlassen wer-
den, wenn der Betrieb fortgeführt wird.

Keine Mehrbelastungen für den Haushalt

� Alle Steuererleichterungen werden voll (aufkommensneutral)
gegenfinanziert. Unsere Vorschläge liegen auf dem Tisch, bspw.
das Schließen von Steuerschlupflöchern und die moderate Ver-
änderung der Mindestgewinnbesteuerung.

Abbau von Bürokratie

� Der Vorschlag der Union, kleinen Betrieben mit bis zu 20 Be-
schäftigten von statistischen Pflichten und anderen Regelungen
freizustellen, wird geprüft.

Neuer Anlauf für eine Föderalismusreform

� Die Gespräche zur Föderalismusreform sollen wieder aufge-
nommen werden. Dazu werden sich die beiden Vorsitzenden der
Kommission, Ministerpräsident Edmund Stoiber und der Frak-
tions- und Parteivorsitzende der SPD Franz Müntefering im April
treffen.

Stimmen zur 
Parlamentsdebatte

Vertreter von Arbeitnehmer,
der Wirtschaft, der Sozialver-
bände sowie Wirtschaftsexper-
ten haben die Regierungser-
klärung von Bundeskanzler
Gerhard Schröder gelobt – als
positives Signal für mehr
Wachstum aber auch als aus-
gewogenes sozial verantwort-
liches Paket:

„Die Rede des Bundeskanzlers
war ein klares Bekenntnis zum
europäischen Sozialstaatsmo-
dell, in dem Mitbestimmung
und Tarifautonomie ihren fest-
en Platz haben. Die Regierungs-
erklärung ist das klare Signal an
die Wirtschaft, von der Investi-
tionsbremse zu gehen und end-
lich ihrer patriotischen Ver-
pflichtung für Arbeit und Aus-
bildung gerecht zu werden.“
Michael Sommer, Vorsitzender
des Deutschen Gewerkschafts-
bundes (DGB)

„Dies ist ein ermutigendes Sig-
nal, das die Menschen in die-
sen schweren Zeiten vom
Kanzler erwartet haben"
Barbara Stolterfoht, Vorsitzen-
de des Deutschen Paritäti-
schen Wohlfahrtsverbandes
(DPWV)

„Mehr hatten wir auch nicht er-
wartet, als dass die Reformdy-
namik Schritt für Schritt auf-
rechterhalten wird. Der Effekt
ist vor allem psychologischer
Natur, dass es keinen Stillstand
bei den Rahmenbedingungen
gibt. Das Vorhaben der Unter-
nehmenssteuer-Senkung wird
den Standort Deutschland at-
traktiver machen.Wichtig ist im
internationalen Vergleich die
Senkung der nominalen Steuer-
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II. Wo gab es keine Einigung?

� Die Union lehnt die Abschaffung der Eigenheimzulage weiter ab,
obwohl der neue stellvertretende CDU/CSU-Fraktionsvorsitzende
Herr Pofalla bereits im Vorfeld seine Zustimmung signalisiert hat-
te.
Damit verhindert die Union zusätzliche Investitionen in Forschung
und Entwicklung sowie in die Betreuung von Kindern.

III. Kündigungsschutz, Tarifautonomie und 
Arbeitnehmerrechte bleiben unangetastet

� Die Union wollte u.a. die Lockerung des Kündigungsschutzes,
untertarifliche Entlohnung von Langzeitarbeitslosen beim
Wiedereinstieg ins Berufsleben, staatliche Eingriffe ins Tarif-
recht. Das wurde von Bundeskanzler Schröder abgelehnt.

IV. Was setzen wir ohne die Union durch?

Viele der von Bundeskanzler Gerhard Schröder in seiner Regie-
rungserklärung genannten Maßnahmen können wir aus eigener
Kraft umsetzen. Dazu brauchen wir die Union nicht.

� Innovative Mittelständler erhalten von der Mittelstandsbank
des Bundes zukünftig Kredite, die 2 Prozentpunkte unter dem
Marktzins liegen.

� Abbau der Bürokratie durch
� die Schaffung einer öffentlichen Anlaufstelle für Existenz-

gründer (one-stop-shop) und den Aufbau eines zentralen In-
formationssystems „startothek“ bei der Mittelstandsbank.

� Novelle des GmbH-Gesetzes zur substanziellen Absenkung
des für die Gründung notwendigen Mindestkapitals sowie
Einführung eines elektronischen Handelsregisters zum 1.1.
2007, das die GmbH- Neugründung innerhalb weniger Tage
ermöglicht.

� Für den Ausbau von Straßen- und Schienennetz werden in den
nächsten vier Jahren zusätzlich 2 Mrd. Euro zur Verfügung ge-
stellt.

� Weitere Infrastrukturprojekte werden durch eine Public-Private-
Partnership-Programm vorgezogen. Damit werden durch priva-
tes und öffentliches Kapital Investitionen in Milliardenhöhe mo-
bilisiert.

� Das CO2-Gebäudesanierungsprogramm wird bis Ende 2007 auf
dem bisherigen Niveau verlängert. Damit können bis zu 5 Mrd.
Euro an zusätzlichen Investitionen ausgelöst werden.

� Planvereinfachungsgesetz zur schnellen Realisierung von Inve-
stitionen in Verkehrs- und Stromnetze.

� Der Dienstleistungsmissbrauch bspw. im Bereich der Fleischbe-

sätze. Das ist ein positives Pa-
ket.“
Ulrich Kater, Chefvolkswirt der
Deka-Bank
„Der Bundeskanzler hat erste
Schritte in die richtige Rich-
tung eingeleitet. Die IG Metall
ist bereit, an Projekten zur Lö-
sung dieser Probleme mitzuar-
beiten"
Jürgen Peters, Erster Vorsitzen-
der der IG Metall

„Die Investitionen in den Aus-
bau der Übertragungsnetze
sollen dazu beitragen, den
Transport erheblicher Mengen
von Windstrom und Bioener-
gie von den Erzeugungsstand-
orten im Nordosten Deutsch-
lands zu den Verbrauchs-
schwerpunkten in Süddeutsch-
land sicherzustellen“
Klaus Rauscher, Vorstandsvor-
sitzender von Vattenfall Europe

„Es konnte nur um ein Signal
gehen, dass der Reformprozess
nicht abgebrochen wird. Und
diese Vorlage, die sehr wichtig
ist für die Wirtschaft und die
Konsumenten, ist jetzt er-
bracht worden.“
Klaus F. Zimmermann, Präsi-
dent des Deutschen Instituts
für Wirtschaftsforschung

Merkel: „verstört und
unkonzentriert“
Stimmen zu 
Angela Merkel 

„Der Überzeugungsmacht
Schröders wusste Merkel kaum
etwas entgegenzusetzen. Sie
wirkte verstört und unkonzen-
triert. Statt den Kanzler direkt
anzugehen, verhedderte sie
sich im Kulturkampf gegen die
Grünen. So wetterte sie gegen
das Gentechnikgesetz, das
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arbeitung wird bekämpft. Der Bund wird dazu gemeinsam mit
den Ländern eine Task Force „Mißbrauchsbekämpfung“ einrich-
ten.

Die Regierungserklärung von Bundeskanzler Schröder, die Erwide-
rungen von Frau Merkel und Herrn Stoiber und das Spitzenge-
spräch am 17. März 2005 haben noch einmal deutlich gemacht:

� Wir haben ein klares Konzept für Deutschland 2010.
� Wir fahren einen klaren Kurs.
� Wir stehen für eine Reform der sozialen Marktwirt-

schaft. Wir stehen für den sozialen Zusammenhalt.
Wir stehen für den Erhalt von Arbeitnehmerrechten
und der Tarifautonomie.

� Die Union hat sich von der sozialen Marktwirtschaft
verabschiedet. Sie spricht von neuer sozialer Markt-
wirtschaft und meint damit: Streichen des Kündi-
gungsschutzes, Abbau von Arbeitnehmerrechten und
Wegfall der Tarifautonomie.

Antidiskriminierungsgesetz
und den Atomausstieg – alles-
amt Nebenschauplätze. Sie
warf dem Kanzler vor, sich im
,Klein-Klein‘ zu verlieren, doch
ihr selbst erging es nicht an-
ders.“ 
(Spiegel-Online) 

„Angela Merkel gibt eine Ant-
wort auf eine Rede, die gar
nicht gehalten wurde. Sie
wirkt, als habe der Fahrdienst
des Bundestages sie an die-
sem Morgen zu spät abgeholt
und sie habe gar nicht gehört,
was der Kanzler zu sagen hat-
te.“ 
(Süddeutsche Zeitung) 

„Die eisige Frau Merkel“ 
(Die Welt)

Regierungserklärung von Bundeskanzler Gerhard Schröder 
vor dem Deutschen Bundestag am 17. März

„Aus Verantwortung für 
unser Land:
Deutschlands Kräfte stärken“
Herr Präsident!
Meine sehr verehrten Damen und Herren!

Vor fast genau zwei Jahren habe ich im Deutschen Bundestag die Agenda 2010 vorgestellt. Die Agen-
da 2010 ist die Antwort auf zwei große Herausforderungen, denen unsere Gesellschaft wie viele ande-
re Gesellschaften in Europa ausgesetzt ist: zum einen der Herausforderung, die mit der Globalisierung
unserer Wirtschaft und damit der Globalisierung des Wirtschaftens zusammenhängt, und zum ande-
ren einen radikal veränderten Altersaufbau in unserer Gesellschaft.

Mir liegt daran, dass klar wird: Die Agenda 2010 ist ein Instrument, um unter veränderten Bedingun-
gen Sozialstaatlichkeit und damit den sozialen Zusammenhalt unserer Gesellschaft zu sichern.

Sie ist ein notwendiges Instrument; denn der Zusammenhalt unserer Gesellschaft lässt sich nur dann
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sichern, wenn wir zu Veränderungen in der Politik bereit sind. Die Veränderung schafft die Möglichkeit
des Bewahrens; denn das, was über Generationen in Deutschland von einer jetzt älter gewordenen Ge-
neration aufgebaut worden ist, hat es verdient, bewahrt zu werden.

Aber genauso klar muss sein – angesichts der letzten Debatten muss das immer wieder deutlich ge-
macht werden –: Der soziale Zusammenhalt unserer Gesellschaft ist kein Luxus, den man in schwieri-
ger werdenden Zeiten beiseite schaffen könnte.

Solidarität in einer Gesellschaft – das Einstehen der Starken für die Schwachen, der Gesunden für die
Kranken und der Jungen für die Alten – ist gewiss eine Tugend. Sie ist aber zugleich auch Vorausset-
zung des ökonomischen Erfolgs in den entwickelten Gesellschaften Europas.

Wer den sozialen Zusammenhalt unserer Gesellschaft infrage stellt, wer soziale Kohäsion als über-
flüssiges Zierwerk in guten Zeiten betrachtet, der stellt eben nicht nur wichtige Errungenschaften von
Politik und Gesellschaft in unserem Land infrage, nein, er ist vielmehr dabei, den inneren Frieden zu
zerstören. Der innere Frieden ist nicht zuletzt ein ökonomisches Datum, eine Voraussetzung auch da-
für, erfolgreich und effizient zu produzieren.

Die Agenda 2010 ist gewiss ein anspruchsvolles Reformprogramm, das – der Name bringt das schon
zum Ausdruck – weit über die gegenwärtige Legislaturperiode hinausreicht. Die Agenda 2010 will
Wirklichkeit gestalten und sie will verändern. Sie ist deshalb mit einem Reformbegriff verbunden, der
sich eben nicht in Gesetzesbeschlüssen – ob im Bundestag oder Bundesrat – erschöpft, sondern bei
dem es darum geht, die Wirklichkeit in Deutschland zu verändern. Deshalb ist es so wichtig, dass als
Teil der Reformen, die mit dem Begriff „Agenda 2010“ bezeichnet werden, nicht zuletzt die Umsetzung
dieser Reformen gemeint ist und keineswegs nur das Beschließen von entsprechenden Gesetzen.

Der Gesetzesbeschluss – so begriffen bei der Gesundheitsreform, bei der Rentenreform, vor allen Din-
gen aber bei der Arbeitsmarktreform – ist die Voraussetzung für den Reformprozess; er ist der Anfang,
aber keineswegs dessen Ende.

Meine sehr verehrten Damen und Herren, bevor ich darauf eingehe, welche Wirkungen die Agenda
2010 entfaltet hat, ist es schlicht unumgänglich, Bemerkungen zur Lage auf dem Arbeitsmarkt zu ma-
chen. Es ist gar keine Frage, dass die Zahlen, mit denen wir konfrontiert worden sind, uns alle bedrük-
ken müssen. Mehr als 5 Millionen Arbeitslose, die im Februar gezählt worden sind, sind die ernsthafte-
ste Herausforderung, vor der unsere Gesellschaft steht.

Aber klar muss auch sein: Gerade wenn man das als ernsthafte Herausforderung begreift – und das
tun wir alle –, dann ist es erforderlich, aufklärerisch tätig zu werden, was denn diese Zahlen im Einzel-
nen begründet. Wir haben steigende Zahlen der Erwerbstätigen.

Wir rechnen 2005 mit mehr als 300 000 zusätzlichen Erwerbstätigen. 2004 waren es 140 000. Ich er-
wähne das nicht, um die andere Zahl zu relativieren, die ich genannt habe. Ich sage aber, dass der Re-
formprozess, den wir in Gang gesetzt haben und der in etlichen Bereichen gerade zwei Monate alt ist,
gleichwohl zu greifen beginnt.

Es bleibt dabei: Niemand darf über die Zahl von über 5 Millionen gezählten Arbeitslosen hinwegsehen
oder sie sogar zu bagatellisieren versuchen. Es ist wichtig, den Menschen in Deutschland, die nicht zu-
letzt wegen dieser Zahl Verunsicherung spüren, zu erklären, wie sie denn zustande kommt. Allein im
Januar dieses Jahres sind 360 000 Menschen zusätzlich in die Arbeitslosenstatistik gekommen. Das
waren nun keineswegs neue Arbeitslose, sondern es waren Menschen, die bislang in der Sozialhilfe-
statistik geführt worden sind. Es waren Menschen, die – obwohl erwerbsfähig – keinerlei Angebote an
Erwerbsarbeit bekommen haben. In den großen Städten Deutschlands ist die Zahl der erwerbsfähigen
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Sozialhilfeempfänger – das ist eine Zahl des Statistischen Bundesamtes, nicht meine – im Durch-
schnitt um sage und schreibe 95 Prozent reduziert worden. Dies sind Menschen, die keine Arbeit hat-
ten und die man in die Sozialhilfe gedrängt hatte, ohne ihnen eine Perspektive zu geben. Durch die Zu-
sammenlegung von Arbeitslosenhilfe und Sozialhilfe gelingt es uns zunächst, deutlich zu machen,
dass wir sie als Menschen begreifen, die nicht vergessen sind, als Menschen begreifen, die wir brau-
chen und denen wir über Qualifizierung und Angebote eine Perspektive für ein Leben ohne staatliche
Unterstützung geben wollen.

Ich weiß, dass das ein ungemein schwieriger Prozess sein wird. Aber es ist einer, der schon aus dem
Grund unternommen werden muss, weil die Hälfte dieser Menschen Jugendliche unter 25 Jahre sind.
Es kann doch nicht richtig sein, dass wir sie einfach in der Sozialhilfe abgedrängt liegen lassen, zwar
notdürftig versorgt, aber ohne Perspektive für ein selbstbestimmtes Leben. Ich will das jedenfalls
nicht.

Wir haben mit den Reformen, die gemeinhin als „Hartz-Reformen“ bezeichnet werden, den ernst ge-
meinten und ernsthaften Versuch gemacht, diese und andere Menschen in die Arbeitsmärkte einzu-
gliedern. Wir setzen auf das Prinzip des Förderns, aber auch des Forderns. Diejenigen, um die es geht,
werden Angebote erhalten – es sind nicht immer solche, die sie erwarten –, das zu tun, zu dem sie in
der Lage sind, um für sich und ihre Familien ein Einkommen und Auskommen durch Arbeit zu schaffen.
Wir haben deutlich gemacht, dass zumutbare Arbeit in Deutschland auch von denjenigen geleistet
werden muss, die sich in Deutschland legal aufhalten. Das werden wir durchsetzen. Die Hartz-Refor-
men, die wir eingeleitet haben, sind zu genau diesem Zweck gemacht worden.

In diesem Zusammenhang ein Wort zur Bundesagentur für Arbeit: Die frühere Bundesanstalt für Ar-
beit mit mehr als 90 000 Beschäftigten war eine Organisation, bei der 10 Prozent derer, die dort tätig
gewesen sind, mit Vermittlung in den Arbeitsmarkt beschäftigt waren, 90 Prozent der dort Tätigen da-
gegen mit der Verwaltung von Arbeitslosigkeit. Das war kein Zustand, der aufrechterhalten werden
konnte. Die Zusammenlegung der beiden sozialen Systeme Arbeitslosenhilfe und Sozialhilfe hat den
Zweck, diesen Zustand zu beenden. Man kann ihn nur beenden, wenn sich die Art und Weise, wie die-
se Agentur arbeitet, von Grund auf ändert, wenn Vermittlung und nicht Betreuung im Vordergrund
steht.

Wir sind vorangekommen. Im Januar mussten Hunderttausende von Anträgen auf Arbeitslosengeld II
geprüft und beschieden werden. Erinnern wir uns: Manch einer hat geglaubt, dass das von denen, die
in der Agentur beschäftigt sind, nicht zu leisten sei. Aber es ist doch geleistet worden. Ich finde, an die-
ser Stelle ist auch ein Wort des Dankes wegen des Arbeitseinsatzes dieser Mitarbeiterinnen und Mit-
arbeiter angebracht.

Wir werden erreichen, dass die Zusammenarbeit zwischen Kommunen und den Agenturen vor Ort
besser als in der Vergangenheit wird. Aber auch das ist eine Umstellung, die bewältigt werden muss.
Wir werden und wir müssen erreichen, dass sich die Motivation der Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter
– es sind über 90 000 – ändert, dass sie wegkommen von Betreuung und hinkommen zur aktiven Ver-
mittlung derer, die ihnen anvertraut sind.

In diesem Zusammenhang Folgendes: Es ist leicht, über diejenigen zu lästern, die diese Arbeit zu tun
haben. Ich kenne nicht viele Unternehmen großen Zuschnitts, die eine so gewaltige Umstellung des-
sen, was sie Kerngeschäft nennen, in dieser Zeit mit diesen Erfolgen erreicht haben. Ich wiederhole: Ich
kenne nicht viele Unternehmen.

Wer über den Arbeitsmarkt spricht, muss über Ausbildung in Deutschland reden. Wir haben in diesem
Haus vielfach darüber diskutiert und auch gestritten. Wir sind schließlich dazu gekommen, zu sagen:
Es ist nicht zuletzt die Verantwortung der Wirtschaft, für den eigenen Nachwuchs zu sorgen.
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Lasst mich deutlich sagen: Wer nicht ausbildet, sägt sich ökonomisch den Ast ab, auf dem er morgen
zu sitzen hat.

Ich bin froh darüber, dass es durch eine Kraftanstrengung, und zwar eine gemeinsame von Regierung
und Wirtschaft, gelungen ist, die Zahl der Ausbildungsverträge auch in den Betrieben deutlich zu stei-
gern. Ich bin froh darüber, dass es uns gelungen ist, allen, die ausbildungsfähig sind, auch ein Angebot
zu machen. Dieser Prozess muss weitergehen. Die Aufgabe, Ausbildungsplätze zu schaffen, ist nicht zu
Ende seit dem letzten Jahr; sie beginnt in diesem Jahr, und zwar heute und morgen.

Ich bin all denen, die sich auf der Seite der Wirtschaft wie auf der Seite der Politik, insbesondere dem
Präsidenten des DIHK und – lassen Sie mich das so sagen – Franz Müntefering, die Mühe gemacht ha-
ben, dankbar für den Erfolg, der in diesem Pakt steckt.

Dieser Erfolg ist erzielt worden und er ist gewiss nicht durch Sie von der Opposition zustande gekom-
men. Es ist ein Erfolg und wir müssen daran anknüpfen.

Wir haben im Zusammenhang mit der Agenda dann darüber zu reden, was denn aus den Reformen im
Gesundheitssektor geworden ist.Wenn man sich das einmal anschaut, dann stellt man doch fest, dass
das, was wir übrigens gemeinsam gemacht haben – das wird ja gelegentlich gerne vergessen; jeden-
falls dann, wenn es eng wird –, positive Wirkungen entfaltet hat. Damit komme ich zu den Kranken-
kassen, denn wir müssen darüber reden, wie wir es hinbekommen, dass die richtigen Konsequenzen
gezogen werden. In 2003 haben die Krankenkassen einen Verlust von nahezu 3 Milliarden Euro ge-
macht, in 2004 – das steht inzwischen fest – einen Gewinn von 4 Milliarden Euro. Ich sage hier ohne
Wenn und Aber: Dieser Gewinn von 4 Milliarden Euro muss zu großen Teilen in Form von Beitragssen-
kungen und damit in Form von Senkung der Lohnzusatzkosten weitergegeben werden.

Er muss weitergegeben werden in Form von Beitragssenkungen und nicht – das sage ich bewusst, ob-
wohl ich zu Neid nun wirklich unfähig bin – in Form einer Erhöhung der Gehälter der Kassenvorstände.

Es wird, meine Damen und Herren – das ist auch ein gemeinsamer Beschluss; ich hoffe, wir vertreten
ihn auch gemeinsam –, zum 1. Juli dieses Jahres zur Umfinanzierung bei Krankengeld und Zahnersatz
kommen.

Ich höre schon wieder:„Das habt ihr alleine gemacht!“.

Das ist aber Teil der Gesundheitsreform, meine Damen und Herren, und wird dazu führen, dass die Be-
triebe erneut 4,5 Milliarden Euro an Lohnzusatzkosten weniger zahlen müssen. Ich hoffe, das wird dort
auch bemerkt und zu Einstellungen führen.

Es ist ja interessant, dass dann, wenn, wie in diesem Fall, die eine Forderung erfüllt wurde, sogleich die
nächste nachgeschoben wird. Das kann doch nicht sein. Die Unternehmen haben, wenn ich in diesem
Bereich alles zusammennehme, fast 10 Milliarden Euro an potenziellen Lohnzusatzkosten einsparen
können. Das führt zu verbesserter Wettbewerbsfähigkeit der Unternehmen, auch und gerade der
mittelständischen. Die Folge davon dürfen doch nicht Verlagerungsandrohungen sein, sondern die
Antwort darauf muss sein, dass mehr Einstellungen vorgenommen werden.

Zum Arbeitsmarkt gehört auch die Diskussion, die in den letzten Tagen sehr intensiv in der Presse – das
habe ich sehr wohl mitbekommen – um die Frage geführt wurde, wie es sich mit dem Kündigungs-
schutz verhält. Ich finde, meine Damen und Herren, man sollte sich einmal klar machen, was auf die-
sem Sektor geleistet worden ist und welche Wirkungen das hat, jedenfalls haben sollte. Wie ist denn
die Lage? In Betrieben unter zehn Mitarbeitern werden diejenigen, die ab Januar 2004 eingestellt wur-
den, in Bezug auf die entsprechenden Kündigungsschutzregelungen nicht mitgezählt. Schauen wir



klares konzept • klarer kurs• klare unterschiede seite 8

uns jetzt einmal an, welche Möglichkeiten es auf dem deutschen Arbeitsmarkt gibt. Es wird ja immer
gesagt, er sei kaum flexibel. Das ist vielleicht auch interessant für diejenigen, die uns zuhören bzw. zu-
schauen, das wirklich einmal aufgearbeitet zu bekommen:
Unabhängig vom Alter der Person kann jedes Unternehmen jeden zwei Jahre lang befristet einstellen.

Wenn es sich um einen Existenzgründer handelt – es wird ja zu Recht viel darüber geredet –, dann sind
Einstellungen mit einer Befristung von bis zu vier Jahren möglich. Das heißt, Existenzgründer können
jeden vier Jahre lang befristet einstellen, ohne dass es für die Betreffenden irgendeine Form von Kün-
digungsschutz gäbe.

Schließlich zur Situation der älteren Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer, die uns ja alle besonders
bewegt: Für Personen ab 50 Jahren existiert so gut wie kein Kündigungsschutz, denn für die ersten
zwei Jahre besteht die Möglichkeit, sie befristet einzustellen. Für Personen ab dem 52. Lebensjahr gibt
es keine gesetzlichen Regelungen mehr in Bezug auf befristete Einstellung. Sie können also unabhän-
gig von den Regelungen für befristete Arbeitsverhältnisse jederzeit eingestellt und entlassen werden,
da ein Kündigungsschutz für diese Personengruppe nicht mehr existiert.

Meine Damen und Herren, das sollte eigentlich dazu führen, dass das Gerede darüber, es habe keinen
Sinn, einen älteren Arbeitnehmer einzustellen, weil man bei einem schwächeren Betriebsergebnis ihn
nicht entlassen kann, nun endlich aufhört. Hier ist ein Popanz aufgebaut worden.

Ich will in dem Zusammenhang eines deutlich machen: Wer geglaubt hätte – wir haben ja alle erwar-
tet, dass es so kommt –, dass die Lockerung des Kündigungsschutzes im eben dargestellten Sinne bei
den älteren Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmern, bei denen über 50, zu einer massiven Einstel-
lungswelle in den Betrieben führte, der sieht sich getäuscht. Das muss ich leider sagen.

Wir haben also in dem Bereich keinen Kündigungsschutz mehr. Trotzdem liegt die Beschäftigtenquote
bei den älteren Arbeitnehmern bei nur sage und schreibe 40 Prozent. Dabei geht es um die, die über 55
sind. Ich füge hinzu, meine Damen und Herren:Welche Vergeudung von Wissen, von Erfahrung, von Fä-
higkeiten, auch von Kreativität wird da volkswirtschaftlich betrieben! Das können wir auf Dauer doch
nicht zulassen.

Ich wäre ja sehr dankbar, wenn angesichts dieser Lage, beim Kündigungsschutz mit gleichem Nach-
druck und mit den gleichen großen Schlagzeilen darauf hingewiesen würde, dass jetzt nicht nur die
Möglichkeit besteht, sondern dass es die Pflicht von Unternehmen ist, auf die älteren Arbeitnehme-
rinnen und Arbeitnehmer nicht zu verzichten, sondern sie in den Produktionsprozess einzubeziehen.

Das zweite große Thema, das mit der Diskussion um die angeblich mangelnde Flexibilität auf dem Ar-
beitsmarkt immer zusammenhängt, ist die Frage der betrieblichen Bündnisse. Ich würde raten, einmal
einen Blick in die Wirklichkeit zu werfen und nicht ständig neue ideologische Popanze aufzubauen.

Die Wirklichkeit in Deutschland – übrigens keineswegs nur bei den großen Unternehmen – ist doch so,
dass die Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer, ihre Gewerkschaften und ihre Betriebsräte sehr wohl
in der Lage sind, betriebliche Bündnisse zu schließen, wenn es die Notwendigkeit dazu gibt, um ihre
Arbeitsplätze zu erhalten. Sie sind zum Verzicht immer noch bereit gewesen. Ich würde mir wünschen,
die gleiche patriotische Einstellung, wie sie die Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer haben, wäre
auf der anderen Seite auch gegeben.

Übrigens funktionieren die betrieblichen Bündnisse keineswegs nur, wenn es darum geht, die Arbeits-
plätze in bestehenden Betrieben zu retten. Nein, wer nicht mit Scheuklappen durch die Gegend läuft,
der kann sehr wohl mitbekommen, wie zum Beispiel im Osten unseres Landes durch betriebliche
Bündnisse Ansiedlungserfolge erreicht worden sind.
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Ich nenne sie Ihnen gleich. Als es um die Frage ging, wo BMW investiert, ob in Tschechien, in der Slo-
wakei oder in Deutschland, ist ein betriebliches Bündnis über Arbeitszeit- und Entgeltbedingungen
geschlossen worden, das die Ansiedlung in Deutschland überhaupt erst möglich gemacht hat. Das
zeigt doch, dass es funktioniert.

Ich könnte mit der gleichen Berechtigung Porsche nennen und auch andere Automobilfirmen, um die
es geht, zum Beispiel Opel in Eisenach. Aber ich will eine Ansiedlungsentscheidung nennen, die jüngst
nur zustande gekommen ist und zustande kommen konnte, weil die Gewerkschaft flexibel genug war
– es handelt sich übrigens um Verdi –, ein solches betriebliches Bündnis abzuschließen.

Ich meine die Ansiedlung von DHL in Leipzig, ein interessanter Vorgang.

Man sieht doch, dass sich angesichts dessen, was wir bei der Diskussion um die Agenda 2010 vor zwei
Jahren gesagt haben – gesetzlich handeln wir, wenn sich nichts bewegt –, sehr wohl etwas bewegt hat,
dass es hinreichende Öffnungsklauseln gibt. Meine Bitte ist: Lasst uns auf die Einsichtsfähigkeit der
Beschäftigten, ihrer Betriebsräte, ihrer Gewerkschaften setzen, die diese Einsichtsfähigkeit nachge-
wiesen haben, und lasst uns – es ist ja üblich geworden, sich auf Montesquieu zu beziehen – auch in
diesem Fall sagen: Ein Gesetz, das nicht notwendig ist, unterbleibt besser.

Ich glaube also, dass wir die Gewerkschaften und die Beschäftigten ermuntern sollten, diesen Weg der
Flexibilisierung in den Betrieben weiterzugehen. Das geschieht auch. Wir sollten aber aufpassen, dass
wir nicht kontraproduktiv wirken, wenn wir sie mit gesetzlichen Regelungen, die die Tarifautonomie
schwerstens infrage stellen, überziehen; kontraproduktiv insofern, als die Konflikte in der Arbeitswelt
dann statt im Parlament und in Diskussionen in Zukunft stärker als im letzten Sommer auf der Straße
ausgetragen werden. Das möchte ich wirklich nicht. Ich will keine anderen Länder nennen, aber Sie
kennen sie alle. Deswegen denke ich, dass wir weiter auf die Bereitschaft zur Flexibilität, die bereits
nachgewiesen worden ist, setzen sollten; die Zahl der Beispiele ließe sich vermehren.

Teil der Agenda war auch, die Lohnnebenkosten dadurch zu begrenzen, dass die Rentenversicherungs-
beiträge stabil bleiben. Entgegen allen Unkenrufen haben wir das geleistet, meine Damen und Herren.
Das war nur durch eine Reihe von Reformschritten möglich, die schon wieder in Vergessenheit geraten
sind; ich weiß nicht, warum. Es ist doch wohl so, dass die Beiträge nur deshalb stabil gehalten werden
konnten, weil wir die Kapitaldeckung neben die Umlagefinanzierung gestellt haben.

20 Millionen Bürgerinnen und Bürger haben sich eine Zusatzversorgung – meistens eine betriebliche
– geschaffen; 20 Millionen Menschen haben eine Kapitaldeckung aufgebaut und damit das Verhältnis
zwischen der solidarischen Umlagefinanzierung und der eigenen Vorsorge zugunsten der eigenen
Vorsorge verändert.

Meine Damen und Herren, durch die Reformen hat sich die Rentenbezugsdauer verändert, weil wir es ge-
schafft haben, beim realen Renteneintrittsalter ein Jahr draufzulegen. Das reicht nicht. Auch hier gilt: Es ist
vielleicht notwendig, über die Frage nachzudenken, ob das nominale Renteneintrittsalter erhöht werden
muss; aber viel wichtiger als diese Diskussion ist die Anstrengung zur Erhöhung des realen Rentenein-
trittsalters. Diese Anstrengung muss fortgesetzt werden, übrigens auch aus ökonomischen Gründen.

Die Lohnzusatzkosten für die Rente konnten übrigens nur stabil gehalten werden, weil wir massiv Geld
über die – viel gescholtene – Ökosteuer in die Rentenkasse geben. Deswegen warne ich diejenigen, die
das oberflächlich kritisieren; eine Veränderung hätte nämlich negative Folgen für die Stabilität der Bei-
träge und damit für die Stabilität der Lohnzusatzkosten.

Ich füge hinzu:Wir sind es doch gewesen, die dafür gesorgt haben, dass das Prinzip der nachgelagerten
Besteuerung durchgesetzt wurde, ein Prinzip, bei dem es darum geht, dass diejenigen, die aktiv be-
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schäftigt sind, in Bezug auf ihre Beiträge deutlich entlastet werden. Das wird so sein, meine Damen und
Herren, und das wird Auswirkungen auf die Stabilität der Beiträge und der Lohnzusatzkosten haben.
Wer fair ist, wer die Sorgen, die es angesichts der Arbeitslosenzahlen ohne Zweifel gibt, ernst nimmt
und wer auf der anderen Seite kein Zerrbild von Deutschland zeichnen will, der muss darauf hinwei-
sen, dass diese Reformschritte – im Übrigen international höchst beachtet und gewürdigt – positive
Erfolge gezeigt haben. Es ist keineswegs so, dass wir ökonomisch gesehen in einem Jammertal lebten.
Im Gegenteil: Die Auftragseingänge im verarbeitenden Gewerbe sinken nicht, sie steigen. Im Januar
hat der Export gegenüber dem Vorjahr um 9,5 Prozent zugenommen, und das in einer Situation, in der
wir durch die Euro/Dollar-Relation wahrlich nicht bevorzugt werden, in einer Situation, in der interna-
tional inzwischen eingesehen wird, dass in den letzten Jahren unter den G-8-Staaten allein Deutsch-
land real mehr Anteil auf den internationalen Märkten gewonnen hat. Das ist doch ein Zeichen von
Kraft, die in der Volkswirtschaft steckt, und nicht von Schwäche.

Wir würden einen riesigen Fehler machen, wenn wir es zuließen, dass ein Zerrbild der Lage Deutsch-
lands gezeichnet würde. Wir haben Probleme – keine Frage. Aber wir haben auch die Kraft – das ist
nachgewiesen –, mit diesen Problemen fertig zu werden.

Ich hoffe, es ist deutlich geworden, dass das, was sich mit der Agenda verbindet, wirklich Wirkungen
zeitigt und dass wir gut daran tun, unbeirrt und mit aller Kraft, über die wir verfügen, diese Reformen
Wirklichkeit werden zu lassen und die Arbeit der Umsetzung anzugehen. Genau das tun wir.

Gleichwohl muss ich sagen: Es ist richtig, dass wir auch darüber nachdenken, welche zusätzlichen Im-
pulse wir – wenn es geht – gemeinsam geben können. Die internationale Situation, was den Wettbe-
werb angeht, hat sich ungeachtet der Kraft der deutschen Wirtschaft nicht verbessert, nicht nur
wegen der Erweiterung der Europäischen Union, aber auch wegen der Erweiterung der Europäischen
Union. Das führt naturgemäß dazu, dass wir uns zu überlegen haben, wie wir auf dem Gebiet der Steu-
erpolitik weiter vorgehen.

Bevor ich dazu Bemerkungen und Vorschläge mache, will ich auf eines hinweisen. Wie ist denn die
Steuerdebatte verlaufen? Durch die drei Stufen der Steuerreform sind den Unternehmen und den pri-
vaten Haushalten 56 Milliarden Euro mehr zur Verfügung gestellt worden. Man muss das angesichts
der ständigen Forderungen immer wieder sagen.

Wir haben den Spitzensteuersatz, der bei unserem Amtsantritt 1998 bei 53 Prozent lag, auf 42 Prozent
gesenkt. Wir haben eine uralte Forderung des Mittelstandes, nämlich die Anrechnung der Gewerbe-
steuer auf die Unternehmensteuer der Personengesellschaften– das ist bekanntlich die Einkommen-
steuer , erfüllt. Großes Lob haben wir dafür nicht bekommen, obwohl wir es verdient gehabt hätten.
Obwohl die Sache richtig war, hat es nie ein Lob gegeben.

Es ist eine enorme Erleichterung gerade für den Mittelstand, dass die Gewerbesteuer auf die Einkom-
mensteuer angerechnet wird.

Wir haben im Übrigen– das sage ich an die Adresse der Skeptiker – auch kräftig am unteren Ende ge-
arbeitet. Die Reduzierung des Eingangsteuersatzes von 25,9 auf jetzt 15 Prozent ist von uns– ich darf
sagen: von euch geleistet worden.

Diesen Erfolg sollte man sich nicht kaputtmachen lassen. Die Folge dessen ist, dass Deutschland in die-
sem Bereich eine Steuerquote hat, die im unteren Drittel des europäischen Geleitzuges liegt.

Wir haben indessen– das wird den einen oder anderen schmerzen– ein Problem bei den Kapitalgesell-
schaften.

Das ist das Problem relativ hoher nomineller Steuersätze. Damit verbunden haben wir ein anderes Pro-
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blem:Wegen der hohen nominellen Steuersätze wird immer wieder der Versuch unternommen, die ei-
gentlich fälligen Steuern durch exorbitante Verrechnungspreise auf der einen Seite und Gewinnverla-
gerungen auf der anderen Seite nicht zahlen zu müssen. Wenn die Differenz zu groß ist, hat das zwei
Folgen: Es wird versucht, sich bei jeder sich ergebenden Chance vor der Bezahlung der Steuern zu drük-
ken. Das wiederum führt zu mangelnden Einnahmen bei den öffentlichen Haushalten.

Ich schlage deswegen vor, dass wir uns miteinander– wir brauchen den Bundesrat dazu– darauf eini-
gen, den Körperschaftsteuersatz von 25 Prozent auf 19 Prozent zu senken. Es muss glasklar sein, dass es
dabei darum geht, die Finanzierung so zu gestalten, dass das Steueraufkommen durch das Schließen
von Steuerschlupflöchern nicht kleiner, sondern größer wird, die Finanzierung also aufkommensneu-
tral gemacht wird.

Ich will andeuten, in welche Richtung meiner Meinung nach eine solche Finanzierung gehen sollte. Ich
glaube, es ist angemessen, zwischen der Belastung der Unternehmen und derer zu unterscheiden, de-
nen die Unternehmen gehören. Mit der Einführung des Halbeinkünfteverfahrens haben wir das getan:
Man kann die Besteuerung der Aktionäre im Rahmen des Halbeinkünfteverfahrens verändern, also die
Steuerbelastung der Aktionäre vergrößern und dafür die Steuerbelastung der Unternehmen, die im
internationalen Wettbewerb stehen, kleiner machen. Ich glaube, es ist auch angemessen, auf das zu-
rückzukommen, was wir im Jahre 2003 miteinander diskutiert haben, nämlich die Frage, ob die Min-
destbesteuerung nicht zur Senkung der Unternehmenssteuersätze– ich sage es ausdrücklich– erhöht
werden kann. Schließlich glaube ich, dass wir beim Abbau von Steuersubventionen, den wir nicht so
weit geschafft haben, wie es objektiv notwendig ist, endlich Ernst machen müssen.

Ich kann mir zum Beispiel vorstellen, dass wir bei den Steuersparmodellen die Verlustverrechnungen
deutlich beschränken und auf diese Weise Raum für das schaffen, was aus Wettbewerbsgründen für
unsere Unternehmen notwendig ist – was wir also machen müssen, was wir aber im Interesse der Kon-
solidierung der öffentlichen Haushalte aufkommensneutral gestalten müssen. Anders, meine Damen
und Herren, wird es nicht gehen, aber so könnte es gehen!

Meine Bitte ist: Machen Sie mit bei dieser so wichtigen Operation.

Ich glaube, dass man darüber hinaus das verändern muss, was ich eingangs meiner Ausführungen zur
Steuerpolitik erwähnt habe, nämlich die Anrechnung der Gewerbesteuer. Als wir diese Operation sei-
nerzeit durchgeführt haben, haben wir gesagt: Mit der Operation erreichen wir, dass wir die Gewerbe-
steuer bis zu einem Hebesatz von 390 Punkten voll anrechnungsfähig machen. Es gibt jetzt eine inter-
essante Entwicklung: In dem Moment, in dem man den Spitzensteuersatz senkt, entstehen Folgen ne-
gativer Art für die Anrechnung der Gewerbesteuer auf die Einkommensteuer. Der Satz liegt jetzt bei
ungefähr 340 Punkten. Ich finde, im Interesse der Förderung des Mittelstandes sollten wir den alten
Zustand wiederherstellen. Das geht, wenn man den Anrechnungsfaktor der Gewerbesteuer von jetzt
1,8 Prozent auf 2 Prozent erhöht. Ich bin für eine solche Maßnahme und hoffe auf tätige Mitarbeit im
Bundesrat, meine Damen und Herren.

Schließlich geht es mir um eine Frage, die im Bundesrat gelegentlich schon diskutiert worden ist und
hinsichtlich deren ich glaube, dass man endlich Nägel mit Köpfen machen muss. Wir reden ja sehr in-
tensiv über Neugründungen und über die Frage, wie wir Neugründungen von Betrieben erleichtern
können. Das ist auch richtig so. Wir müssen aber auch darüber reden, wie wir diejenigen erhalten kön-
nen, die es schon gibt.

In den nächsten Jahren wird es eine große Anzahl von Betriebsübergängen– man nennt sie auch Erb-
schaften– geben. Ich beziehe mich– damit dies völlig klar ist– nicht auf private Erbschaften, sondern
auf die Übergänge von Betrieben, insbesondere von kleinen und mittleren.
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Ich bin dafür– ich weiß, Herr Ministerpräsident, dass auch Bayern dafür ist , dass wir das Modell um-
setzen, über das diskutiert worden ist, nämlich bei einem Betriebsübergang jedes Jahr 10 Prozent der
an sich fälligen Erbschaftsteuer abzuziehen, wenn dieser Betrieb erhalten wird. Ich weiß, dass sowohl
in Bayern als auch in Nordrhein-Westfalen, meine Herren Ministerpräsidenten, darüber diskutiert wor-
den ist. Ich finde, das kann und soll man machen. Ich weiß, dass die betroffenen Kollegen in den Län-
dern dafür geradestehen müssen. Denn die Steuern, die da anfallen, sind Steuern der Länder.

Die Maßnahme ist absolut sinnvoll.

Die Bundesregierung wird einen solchen Gesetzesvorschlag unterstützen und, wenn Sie uns bitten,
auch selber einbringen. Aber klar ist natürlich, dass es dann im Bundesrat kein Gewürge geben darf,
sondern dass Sie sicherzustellen haben, dass das auch läuft.

Denn es geht ja nicht, solche Gesetze im Bundesrat einzubringen und sie später abzulehnen. Soweit
ich weiß, hat die Staatsregierung das nach dem Motto getan:Wir bringen ein, wenn die Ablehnung ge-
sichert ist. Das kann ja nicht der Fall sein.

Lassen Sie uns also diese Maßnahme, auf die der Mittelstand in Deutschland wartet, bitte schön auch
wirklich machen!

Wir schlagen zusätzlich vor, dass wir die Mittelstandsbank des Bundes in den Stand versetzen, innova-
tiven Mittelständlern für die Förderung von Innovationen Kredite in Höhe von 2 Prozent unter dem
Marktzins zu gewähren.

Das, glaube ich, wäre ein Paket zur Stärkung der Wettbewerbsfähigkeit, das sofort auf den Weg ge-
bracht werden könnte, ohne dass man auf etwas verzichtet, ein Paket, das wir ohnehin machen müs-
sen und zu dem der Sachverständigenrat gebeten worden ist, Vorschläge zu machen.

Wir haben in der Tat das Problem, dass wir in einem vereinigten Europa außerordentlich unterschied-
liche Steuersätze – ich rede über die direkten Steuern – und außerordentlich unterschiedliche Bemes-
sungsgrundlagen haben.Wir arbeiten sehr daran – das ist schwer genug; das ist übrigens nicht nur auf
die neuen Mitglieder bezogen; es gibt auch ältere Mitglieder, die da Schwierigkeiten machen , eine ge-
meinsame Bemessungsgrundlage für die direkten Steuern zu schaffen. Angesichts der Entschei-
dungsprozesse in Europa ist das erstens nicht leicht und zweitens wird es dauern. Das liegt nicht an
uns. Aber wenn ich mir einige andere Länder anschaue, dann weiß ich, was da an Arbeit bevorsteht. Ich
sage es noch einmal: Das ist keineswegs nur auf die neuen Mitglieder bezogen, die ab 1. Mai letzten
Jahres dabei sind. Auch große ältere Mitgliedstaaten – ich denke an Inseln und Ähnliches – haben da
ein erhebliches Verweigerungspotenzial; das muss man einfach so sehen.

Ich bin dafür, dass man dies einbezieht und dass man den Sachverständigenrat auf dieser Grundlage
bittet, möglichst rasch – ich hoffe, bis zum Herbst dieses Jahres – Konkretes dazu vorzulegen, wozu der
Sachverständigenrat schon einen Vorschlag gemacht hat, nämlich wie man auf der Basis gemeinsa-
mer Bemessungsgrundlagen zu einer rechtsformneutralen Besteuerung der Unternehmen kommen
kann. Das ist ein wichtiger Punkt.

Die Fachleute nennen das Dual Income, also die Trennung bei der Steuer zwischen betrieblicher und
privater Sphäre ohne Ansehung der Rechtsform des Unternehmens. Daran wird gearbeitet. Diese Vor-
schläge sollen bis Ende oder besser bis Herbst dieses Jahres vorliegen.

Wir werden dann miteinander darüber reden müssen, wie wir diese umsetzen. Dabei ist eines zu be-
rücksichtigen:Wenn man sich das vorstellt, erkennt man, dass man in der Besteuerung zu bestimmten
Sätzen kommen wird. Es kann sein, dass die kleinen und mittleren Unternehmen, wenn man be-
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stimmte Sätze vorsieht, dann unter Umständen höher besteuert werden, als das gegenwärtig der Fall
ist. Das wäre falsch.

Deswegen wird man sehr genau betrachten müssen, um was es dabei geht.

Der Sachverständigenrat ist gebeten worden, ein Sondergutachten vorzulegen; dies wird er sicherlich
auch tun. Meine Bitte ist, diese Dinge rasch in Angriff zu nehmen. Alle meine Vorschläge verbauen
nicht den Weg in eine grundsätzlich erneuerte Unternehmensbesteuerung nach dem skizzierten Mu-
ster. Wir sollten uns darauf verständigen, sie jetzt zu realisieren.

Lassen Sie mich noch eine Bemerkung daran anknüpfen, meine Damen und Herren:Wenn wir dies mit-
einander tun – angesichts der Situation der öffentlichen Haushalte auf allen Ebenen wird es eine ge-
waltige Kraftanstrengung sein , dann erwarte ich, dass nicht gleich die nächste Forderung nachge-
schoben wird.

Wenn die Politik einen Rahmen geschaffen haben wird, der wirklich auskömmlich ist, dann sollte end-
lich das ständige Gerede von der Verlagerung von Betriebsstätten und Arbeitsplätzen aufhören und in
Deutschland investiert werden. Diese Erwartung richte ich an die deutsche Wirtschaft.

Der zweite Bereich, über den wir uns verständigen müssen, betrifft die kurzfristige Verstärkung der In-
vestitionen. Die langfristigen strukturellen Grundlagen sind durch die Reform-Agenda angelegt; aber
wir müssen kurzfristig etwas tun, meine Damen und Herren. Ich will jetzt nicht in alle Einzelheiten ge-
hen.

Nun warten Sie ab; wie Sie gemerkt haben, erwähne ich genügend Konkretisierungen.

Wir müssen schneller zu Existenzgründungen kommen, als es gegenwärtig der Fall ist. Um nur ein Bei-
spiel zu nennen: Mit einer Novelle des GmbH-Gesetzes können wir zu einer substanziellen Absenkung
des für die Gründung notwendigen Mindestkapitals kommen. Wir werden ein elektronisches Han-
delsregister einführen, damit Neugründungen binnen Tagen realisiert werden können und nicht Mo-
nate brauchen. Dieser Punkt hat sehr viel mit Bürokratieabbau zu tun.

Des Weiteren müssen wir jede Anstrengung unternehmen, um bei der Verkehrsinfrastruktur mehr als
bislang vorgesehen zu machen. Deshalb werden wir jährlich 500 Millionen Euro zusätzlich im Haus-
halt mobilisieren, um ein Zweimilliardenprogramm für die nächsten vier Jahre aufzulegen, das die Ver-
kehrsinfrastruktur verbessert.

In diesem Bereich nutzen wir nicht alle Möglichkeiten, um auch privates Geld zu mobilisieren. Deshalb
halte ich es für wichtig, zu prüfen, ob es möglich ist, durch Finanzierungen über private Gesellschaften
nach österreichischem Vorbild zu einer Verstetigung der Infrastrukturinvestitionen zu kommen.

Wir werden mit dem von den Fraktionen vorbereiteten Beschleunigungsgesetz versuchen, im Bereich
der Public Private Partnership privates Kapital in Milliardenhöhe zu mobilisieren, um konkrete Projek-
te wie die A 1 in Nordrhein-Westfalen und die A 4 in Thüringen zusammen mit der Wirtschaft schnel-
ler umzusetzen, als es bei knappen öffentlichen Mitteln möglich wäre.

Wir werden ein Planvereinfachungsgesetz vorlegen, das hilft, diese Investitionen schneller zu realisie-
ren, als es gegenwärtig der Fall ist. Dies werden wir nicht auf einen Teil unseres Landes beschränken
und es auch auf Investitionen in Stromnetze ausdehnen, die wir in der nächsten Zeit dringend brau-
chen und die ebenfalls zügiger ausgebaut werden müssen.

Mit der Novelle zum Energiewirtschaftsgesetz, auf die sich die Koalitionsfraktionen unter Mithilfe des
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einen und anderen geeinigt haben, werden wir mehr Rechtssicherheit für die Energieversorger errei-
chen. Wir werden erreichen – das ist von den Energieversorgern mitgeteilt worden , dass bis zum Jah-
re 2010 sage und schreibe 20 Milliarden Euro in neue Kraftwerke, in die Ertüchtigung alter Kraftwerke
und in die Netze investiert werden. Das ist eine Entwicklung, die ich für außerordentlich positiv eben-
so wie für außerordentlich notwendig halte.

Lassen Sie mich zu einem Punkt kommen, der nach meiner Meinung wichtig ist und über den – auch
zu Recht – viel gestritten worden ist. Ich meine die Frage: Wie geht es mit der Grünen Gentechnik wei-
ter? Wir werden ein Gentechnik-II-Gesetz bekommen, das zusammen mit dem ersten Gesetz einen
vernünftigen Rechtsrahmen für Investitionen in diesem Bereich darstellt.

Ich weiß, meine Damen und Herren, dass in diesem Gesetz bezogen auf die Haftungsfragen nicht alles
so ist, wie sich das die Wirtschaft, die investieren soll und will, vorgestellt hat. Viele haben gesagt: Die
Haftung sollen die öffentlichen Hände übernehmen. Aber ist das wirklich der richtige Weg? Können
wir bei allem, was von der Wirtschaft neu begonnen wird, die Risiken wirklich so verteilen oder ist es
nicht sinnvoll, zu sagen: Wir wollen einen vernünftigen Rahmen setzen; wir erwarten aber auch, dass
ihr auf der Basis dieser gesetzlichen Regelungen zu Fonds kommt, die die Haftung unter euch regeln?

Mein Eindruck ist jedenfalls, dass manchmal merkwürdig argumentiert wird, wenn man einerseits al-
les und jedes dem Staat überlassen will, jedenfalls dann, wenn man selbst betroffen ist, andererseits
aber immer über Staatsfreiheit und Staatsferne redet.

Ich glaube, dass mit beiden Gesetzesvorhaben ein fairer Ausgleich und Planungsregelungen geschaf-
fen worden sind, die Investitionen ermöglichen. Ich weiß, dass ein großes deutsches Unternehmen
demnächst Ausbringungen machen wird. Ich bin im Übrigen bereit – wir haben das schon im Bundes-
rat angekündigt , den gesetzlichen Rahmen zu setzen und die Aktionen auf der Basis dieses gesetz-
lichen Rahmens auch wirklich zu gestalten und nach zwei Jahren zu überprüfen. Wir werden sehen, ob
wir in diesem Bereich unter dem europäischen Gesichtspunkt zu Veränderungen kommen müssen
oder nicht. Vor einem sollten wir uns aber hüten, nämlich davor, die Zurückhaltung im gesamten Be-
reich der Gentechnik – es geht übrigens auch um Rote und Weiße Gentechnik – einseitig zu verteilen.

Ich erinnere an die Debatten zum therapeutischen Klonen hier im Deutschen Bundestag, wo ich quer
durch alle Fraktionen des Deutschen Bundestages – ich sage das mit allem Respekt – ein Maß an Zu-
rückhaltung erlebt habe, das ich jedenfalls nicht für richtig halten konnte. Ich will das nur so sagen.

Ich weiß, Herr Gerhardt, dass wir da einer Meinung sind. Es ist auch nicht schlimm, wenn auch wir ein-
mal einer Meinung sind.

Ich will das hier nur sehr deutlich sagen, damit nicht der Eindruck entsteht, die Sensibilität in diesem
Bereich – um es freundschaftlich zu sagen – sei nur in der Mitte des Hohen Hauses vorhanden, also nur
bei den Grünen, und die anderen seien nur darauf aus, das wirtschaftlich Vernünftige zu tun.

Ich denke, wir wollen eine vernünftige Balance finden. Mit den Gentechnikgesetzen I und II ist sie fürs
Erste gefunden. Also lassen Sie uns nicht Debatten von gestern führen, sondern darauf setzen, dass
jetzt die Ausbringung geschieht und wir in diesem Bereich weiterkommen.Wir werden dann sehen, ob
wir nach zwei Jahren zu Veränderungen des gesetzlichen Rahmens kommen müssen oder nicht. Je-
denfalls sollte begonnen werden. Ich denke, das ist die Aufgabe, die vor uns liegt.

Wir werden im Übrigen – weil ich beim Thema Investitionen bin – dafür sorgen, dass das CO2-Gebäu-
desanierungsprogramm bis 2007 auf dem jetzigen Niveau – das sind insgesamt 720 Millionen Euro,
die nach bisherigen Erfahrungen Investitionen in Höhe von etwa 5 Milliarden Euro auslösen – weiter-
geführt werden kann. Das ist durchfinanziert und das kann hier geschehen.
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Im Bereich der kleinen und mittleren Unternehmen und vor allen Dingen der Handwerksbetriebe geht
es um den Erhalt von immerhin 60 000 Arbeitsplätzen und – wo möglich – um die Neuschaffung wei-
terer Arbeitsplätze. Das ist in der Situation, in der wir uns befinden, wahrlich nichts, was auf die leich-
te Schulter genommen werden könnte.

Meine Damen und Herren, ich will noch ein paar Bemerkungen zu dem machen, zu welchen neuen Im-
pulsen es vor dem Hintergrund der Diskussion über die Agenda 2010 und der Aufgaben der Bundes-
agentur auf dem Arbeitsmarkt nach meiner Auffassung kommen muss.

Ich glaube, dass diejenigen, die da seinerzeit im Vermittlungsausschuss besonders tätig waren, inzwi-
schen eingesehen haben, dass wir die Hinzuverdienstmöglichkeiten von Langzeitarbeitslosen noch
einmal überprüfen müssen.

Wir hatten seinerzeit Vorschläge gemacht. Ich will übrigens sagen: Ich gehe sehr respektvoll mit den
Gegenvorschlägen um. Auch sie enthalten diskussionswürdige Überlegungen. Das kann man nicht be-
streiten. Denn wir müssen der Gefahr widerstehen, dass wir über Transferleistungen einerseits und
Hinzuverdienstmöglichkeiten andererseits dafür sorgen, dass Menschen zu lange in diesen Beschäfti-
gungsverhältnissen bleiben. Das ist ein wichtiger Gesichtspunkt, den diejenigen eingebracht haben,
die damals skeptisch waren, und den man nicht mit leichter Hand wegwischen darf. Ich glaube, es lässt
sich ein vernünftiger Mittelweg finden. Wir sollten gemeinsam daran arbeiten. Denn auch da brau-
chen wir eine Zustimmung des Bundesrates, wenn wir das verändern wollen – wofür ich bin.

Den entscheidenden Punkt werden wir in der nächsten Zeit bei der Stärkung der Vermittlungsakti-
vitäten – zunächst für die unter 25Jährigen – leisten müssen.

Sie wissen: Diejenigen, die unter das SGB II fallen – das sind diejenigen, die Arbeitslosengeld II bekom-
men –, haben einen Rechtsanspruch entweder auf einen Ausbildungsplatz, auf eine Maßnahme der
Qualifizierung oder auf einen Arbeitsplatz. Wenn wir bei den Langzeitarbeitslosen mit aller Kraft be-
ginnen, können wir es schaffen, diesen Rechtsanspruch zu realisieren. Wir haben dafür etwa 7 Milliar-
den Euro in der Bundesagentur zur Verfügung. Wir sollten dieses Bemühen auf diejenigen ausdehnen,
die unter das SGB III fallen, die also Arbeitslosengeld I beziehen oder keine Leistungen bekommen, weil
sie noch bei den Eltern sind und diese Leistungen aus diesem Sicherungssystem bekommen.

Mir geht es darum – ich bin mir mit dem Wirtschafts- und Arbeitsminister völlig einig –, dass wir die
Kräfte der Bundesagentur auf zwei Bereiche konzentrieren. Zum Ersten müssen wir es schaffen, den
Jungen eine Perspektive zu geben.

Das ist übrigens auch aus demographischen Gründen notwendig. Wenn wir es nicht schaffen, die
mehr als 600 000 jungen Leute unter 25 Jahren aus der Perspektivlosigkeit herauszuholen, dann wer-
den wir das bitter bereuen, weil uns in kürzester Zeit die Arbeitskräfte fehlen werden, die wir brau-
chen, um weiter Wachstum generieren zu können. Das ist der Zusammenhang. Es wäre auch eine öko-
nomische Katastrophe, diese Leute in der Anonymität zu lassen und ihnen keine Perspektive zu geben.

Zum Zweiten müssen wir uns auf die älteren Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer – auf die über 55-
oder über 58-Jährigen – konzentrieren, speziell im Osten. Auch hier müssen wir die Vermittlungstätig-
keiten verstärken. Wir werden das tun. Wir müssen auch mit denen zusammenarbeiten, die in der
Wirtschaft Zusatzbeschäftigung bereitstellen können und sollen. Wir stellen uns zum Beispiel vor, 250
Millionen Euro zu mobilisieren, um in Bereichen, die besonders gut sind, mehr zu tun. Formen des
Wettbewerbsdenkens wie Best Practice sind, glaube ich, auch in diesem Bereich angemessen und ver-
nünftig und sollten ausgebaut werden.

Ich habe mich mit der Frage der befristeten Beschäftigung auseinander gesetzt. Gelegentlich wird
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über Flexibilität auf dem Arbeitsmarkt diskutiert, ohne wirklich zu den Punkten zu kommen. Es gibt ei-
nen Punkt, wo ich selber meine, dass wir bei der Befristung etwas tun müssen: Wir müssen die befri-
stete Beschäftigung erleichtern, in dem wir das absolute Verbot der Vorbeschäftigung aufheben. Ich
glaube, diese Entwicklung ist richtig und vernünftig.

Ich plädiere dafür, dieses Verbot auf zwei Jahre zu beschränken, damit Kettenarbeitsverträge nicht un-
begrenzt möglich sind.

Meine Damen und Herren, ich will in diesem Zusammenhang – auch das betrifft den Arbeitsmarkt –
auf etwas hinweisen, was uns allen Sorgen macht, nämlich die in letzter Zeit evident gewordene Um-
gehung der Vereinbarungen, die wir anlässlich der Erweiterung der Europäischen Union getroffen ha-
ben, was die Schutzfristen für die Arbeitnehmerfreizügigkeit und die Umgehung der Entsenderichtli-
nie angeht.

Im Fleischerhandwerk und zunehmend auch im Baunebengewerbe – bei den Fliesenlegern, aber auch
in anderen Bereichen – haben wir den Tatbestand, dass Sicherungsvorschriften für die deutschen Ar-
beitnehmerinnen und Arbeitnehmer durch Flucht in Scheinselbstständigkeit und Ähnliches umgan-
gen werden und damit unsere Volkswirtschaft schwerster Schaden zugefügt wird, übrigens auch den
betroffenen ausländischen Arbeitnehmern, die nicht menschenwürdig beschäftigt werden. Wir müs-
sen dazu kommen – auch hier braucht es die Zusammenarbeit von Bund und Ländern –, dass wir mit
dem Aufbau von Taskforces, wie das so schön heißt, unnachsichtig alle legalen Möglichkeiten nutzen,
um diesem Treiben Einhalt zu gebieten. Wir brauchen nicht nur Recht und Ordnung im Inneren, wir
brauchen auch Recht und Ordnung auf dem Arbeitsmarkt; auch dort müssen wir sie herstellen.

Lassen Sie mich in diesem Zusammenhang etwas sagen zu einer Diskussion über ein europäisches
Vorhaben, das nicht nur in Deutschland die Menschen bewegt, sondern auch in unseren Nachbarlän-
dern: Ich meine die Dienstleistungsrichtlinie. Klar ist zunächst: Die Fehlentwicklungen, die ich eben
skizziert habe, haben mit der Dienstleistungsrichtlinie nichts zu tun: weil sie noch nicht gilt. Und ganz
klar ist auch: So wie Herr Bolkestein, der ehemalige EU-Kommissar, sie sich vorgestellt hat, wird sie
nicht in Kraft treten.

Ich bin mir darüber mit dem französischen Präsidenten völlig einig – mit anderen im Übrigen auch –:
Wir können nicht zulassen, dass es über die Dienstleistungsfreiheit, für die man im Prinzip durchaus
sein sollte, zu Sozialdumping in Deutschland kommt, dass Sicherheitsstandards, die wir aus guten
Gründen für unsere Arbeiternehmerinnen und Arbeitnehmer aufgebaut haben, missachtet werden,
und wir können nicht zulassen, dass die freien Wohlfahrtsverbände und diejenigen, die die Pflege von
Alten und Kranken verantworten, in die Situation gebracht werden, dass sie nicht mehr mitkönnen,
weil sie kaputtkonkurriert werden.

Das kann nicht Sinn der Dienstleistungsfreiheit in Europa sein und das wird es mit uns auch nicht ge-
ben. Ich bin frohen Mutes, dass man das sowohl im Europäischen Parlament als auch in der Europäi-
schen Kommission noch einsehen wird.

Meine Damen und Herren, ich will mich über das hinaus einem weiteren Thema widmen: Das ist die
Frage, wie wir mit dem umgehen, was wir in Zukunft einerseits im Bildungssektor und andererseits im
Bereich von Forschung und Entwicklung machen müssen. Ich glaube, wir finden sehr schnell eine
Übereinstimmung in diesem Hohen Hause – ich hoffe, auch in der deutschen Öffentlichkeit – darüber,
dass das Wohl und Wehe der deutschen Volkswirtschaft, die Chance, in Deutschland Wohlstand zu er-
halten und, wo immer es geht, zu mehren, von unserer Fähigkeit abhängt, Geld zu mobilisieren, um in
die Zukunft zu investieren.

Wir müssen weg von Vergangenheitssubventionen, hin zu Zukunftsinvestitionen. Wenn man sich die
Situation in Europa anschaut, stellt man fest, dass Deutschland, was die Forschungs- und Entwik-
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klungsausgaben angeht, besser ist als der Durchschnitt, besser ist als die großen Industrienationen,
mit denen wir in erster Linie zu konkurrieren haben, aber deutlich schlechter als zum Beispiel die Skan-
dinavier. Es ist völlig klar: Wenn wir oben bleiben wollen, wenn wir Spitze bleiben wollen in der Welt-
wirtschaft, dann müssen wir mehr in Forschung und Entwicklung investieren. Und wir müssen es jetzt
tun – wir können es nicht auf die lange Bank schieben.

Deshalb sage ich: Wer über Subventionsabbau redet, der kann, wenn er ernst genommen werden will,
nicht darüber hinwegsehen, dass er zur Förderung von Forschung und Entwicklung die Eigenheimzu-
lage hergeben muss.

Und kommen Sie mir jetzt nicht mit „Damit finanzieren wir eine große Steuerreform!“. Im ersten Jahr
würden die Einsparungen bei gerade einmal 300 Millionen Euro liegen; damit wäre das wirklich
schwierig. Ich sage: Das ist eine Subvention, durch deren Streichung in Zukunft zwischen 6 und 8 Milli-
arden Euro mobilisiert werden können. Das einzig Vernünftige, was man tun kann, ist, diese Mittel zu
nehmen und sie samt und sonders in Forschung und Entwicklung auf der Bundesebene einerseits und
in Bildungsinvestitionen auf der Landesebene andererseits zu stecken.

Deshalb muss das Gewürge im Vermittlungsausschuss aufhören. Die Mittel für die Eigenheimzulage
müssen ausschließlich für Forschung und Entwicklung sowie für Investitionen in Bildung eingesetzt
werden.

In diesem Zusammenhang sage ich in aller Klarheit: Ich halte es wirklich für höchst bedenklich, wie mit
den 4 Milliarden Euro verfahren wird, die wir für die Ganztagsbetreuung zur Verfügung stellen.

Ich halte das für unverantwortlich, und zwar aus folgendem Grund: Investitionen in diesem Bereich –
in Betreuung – sind objektiv notwendig zur Förderung der Kinder, die in den Familien das Maß an För-
derung, das an sich erforderlich ist, nicht erfah-ren. Es gibt viele Gründe dafür, die man leider immer
wieder feststellen muss. Wer über PISA redet – das ist bedauerlicherweise ja fast schon wieder verges-
sen –, der muss als Erstes darüber sprechen, wie wir es schaffen, jedem Kind unabhängig von seiner so-
zialen Zugehörigkeit eine Lebenschance zu geben. Das läuft über Bildung. Wenn es nicht anders geht,
dann läuft das eben über Bildung und Betreuung.

Einer der größten Fehler, den wir machen könnten – ich hoffe, das werden die Ökonomen zunehmend
begreifen –, wäre, nicht zu erkennen, dass wir ohne Investitionen in Betreuung volkswirtschaftlich in
ungeheure Schwierigkeiten kämen, weil wir dadurch das Potenzial von Frauen und somit auch das der
deutschen Wirtschaft nicht zureichend nutzen könnten.

Die Investitionen in Ganztagsbetreuung sind nicht nur eine Frage der Geschlechtergerechtigkeit – das
sind sie auch –, sie sind vor allen Dingen auch eine Frage der blanken ökonomischen Vernunft. Nie-
mand in den Betrieben darf glauben, dass er das Arbeitskräftepotenzial, das wir schon in dieser Deka-
de brauchen, allein über eine gesteuerte Zuwanderung, für die ich bin, realisieren kann. Niemand darf
das glauben. Das würde die Integrationsfähigkeit unserer Gesellschaft überstrapazieren. Es bleibt also
dabei: Sowohl aus Gerechtigkeitsgründen als auch aus Gründen der ökonomischen Vernunft müssen
wir und müssen auch die Betriebe in Betreuung investieren, weil dieses Potenzial sonst nicht genutzt
werden kann. Das wäre schädlich für unsere Volkswirtschaft.

Im Zusammenhang mit der Investitionstätigkeit der Kommunen habe ich heute in der „Financial Ti-
mes Deutschland“ – ich bitte die anderen um Entschuldigung – eine interessante Zahl zur Entwicklun
der Gewerbesteuer gelesen, die ja den Kommunen zusteht. Sie beträgt inzwischen mehr als 28 Milli-
arden Euro und damit 4 Milliarden Euro mehr als im letzten Jahr. Man hat mir aufgeschrieben, dass das
Nachkriegsrekord ist und im Vergleich zum Vorjahr eine Steigerung von 18 Prozent bedeutet.

Nun habe ich eine Bitte an die Herren Ministerpräsidenten: Reden Sie mit Ihren Innenministern darü-
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ber, dass wenigstens ein Teil dieses erheblichen Zuwachses von den Kommunen in notwendige Inve-
stitionen gebracht und nicht nur kameralistisch behandelt wird.

Das ist im Übrigen nicht alles. Wenn 95 Prozent der bisherigen Sozialhilfeempfänger in das Arbeitslo-
sengeld II überführt werden – das hat das Gesetz ermöglicht; ob das immer mit aller Sensibilität aus-
gelegt worden ist, will ich dahingestellt sein lassen; ich neige schließlich nicht zu kräftigen Worten –,
dann steht jedenfalls fest, dass auch in diesem Bereich gewaltige Einsparungen zu verzeichnen sind,
die genutzt werden sollten, damit in die Sanierung von Schulen, damit in die Sanierung von kommu-
nalen Einrichtungen, damit in die Sanierung von kommunalen Straßen investiert werden kann.Wir ha-
ben die Möglichkeit, Investitionen in diesem Bereich loszutreten und damit neuen Schwung in die In-
vestitionstätigkeit zu bringen. Diese müssen wir auch nutzen.

Zu den Zukunftsinvestitionen wird gehören – das ist wirklich schwierig –, die Pflegeversicherung in
Ordnung zu bringen. Wir wollen das bis zum Herbst dieses Jahres machen. Wir als Koalition wollen ein
gemeinsames Programm vorlegen, das auf der einen Seite Klarheit und Sicherheit in die Finanzierung
bringt sowie ein angemessenes Verhältnis zwischen ambulanter und stationärer Betreuung ermög-
licht und das auf der anderen Seite etwas für diejenigen tut, die mit am schwersten dran sind, nämlich
die Demenzkranken.Wir müssen in diesem Bereich etwas tun.Wir wollen hier eine große Anstrengung
unternehmen. Das wird nur gehen, wenn wir uns möglichst auf ein gemeinsames Konzept einigen.

Ich will noch ein Wort zu dem sagen, was meines Erachtens die Entsprechung des Reformprogramms
für die sozialen Sicherungssysteme und der Verbesserung der Rahmenbedingungen für die Wirtschaft
ist. Ich meine die Föderalismusreform. Ich glaube, wir sollten einen neuen Anfang machen.

Es ist eine Legende, dass die Bundesregierung – ja, ich – von vornherein gegen diese Reform gewesen
wäre. Aber Legenden sind manchmal langlebig. Ich sage Ihnen ganz klar: Mich interessieren in diesem
Zusammenhang nicht Kompetenzen, sondern mich interessiert, was passiert. Das gilt ausdrücklich
auch für den Bildungsbereich. Ich sage hier klar: Wir brauchen in dieser Frage einen neuen Anlauf. Die
Kommission, die Sie, Herr Ministerpräsident Stoiber, und Herr Müntefering geleitet haben, hat gute Er-
gebnisse vorzuweisen.

85 bis 90 Prozent waren konsensfähig. Ich frage mich, warum wir nicht zumindest diese umsetzen;
aber bitte schön!

Ich sage für die Bundesregierung: Ich werde jeden Vorschlag – auch auf dem schwierigen Gebiet der
Kompetenzen für die Bildung – unterstützen, auf den Sie sich mit Ihrem Kovorsitzenden einigen. Sie
können sicher sein: Wir beide setzen das auch durch. Ob Sie das mit Ihren Kollegen Ministerpräsiden-
ten hinbekommen, ist eine andere Frage.

Ich halte das für notwendig, weil es bei einer Föderalismusreform wirklich darum geht, das, was wir
auf dem Gebiet der Sozialpolitik und der Wirtschaft geleistet haben und weiter leisten werden, durch
eine Entsprechung im Staatsaufbau zu ergänzen, die zu mehr Klarheit in den Kompetenzen und damit
auch in den Verantwortlichkeiten und die zu mehr Effizienz in unserem föderalen Staatsaufbau führt.
Das brauchen wir, wenn wir vorankommen wollen. Ich werde zu denen gehören, die einen solch neu-
en Ansatz, für den ich ausdrücklich werbe, mit aller Kraft unterstützen.

Ich hoffe, eines ist deutlich geworden: Wir sind in einer wirklich schwierigen Situation, was die Ar-
beitsmarktzahlen angeht. Man kann sie partiell erklären. Aber selbst wenn man sie erklärt, wie ich das
getan habe, bleibt die Arbeitslosigkeit viel zu hoch. Das ist die Herausforderung in unserem Land. Alle,
die sich zu diesen Fragen geäußert haben, haben gesagt: Das ist kein konjunkturelles Problem. Ich
glaube, in dieser apodiktischen Form ist das nicht ganz richtig. Es ist auch ein konjunkturelles Problem,
aber nicht in erster Linie. Das gebe ich zu. Es ist mehr ein strukturelles Problem. Aber auf dieses struk-
turelle Problem haben wir mit dem, was in der Agenda 2010 steht, und dem, was ich an neuen Impul-
sen vorgeschlagen habe, reagiert.
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Eines muss dabei klar sein – das erwähne ich zum Schluss ausdrücklich noch einmal –: Wir sind in
Deutschland und in Europa verglichen mit anderen Weltregionen deswegen in einer vergleichsweise
guten Situation, weil wir ein europäisches Sozialmodell in unterschiedlichen Formen in der Europäi-
schen Union erhalten haben, das den Menschen zweierlei ermöglicht, nämlich die Teilhabe am erar-
beiteten Wohlstand und die Teilhabe an den Entscheidungen über die politischen Prozesse. Ich glaube,
wir würden einen schwerwiegenden Fehler machen, wenn wir aus sehr kurzfristigen Erwägungen her-
aus, weil uns wirklich Sorgen bedrücken, das Prinzip des Sozialstaates und damit das Prinzip des Zu-
sammenhalts unserer Gesellschaft über Bord werfen würden. Das wäre ein schwerer Fehler.

Was wir auf den Weg gebracht haben und was wir vorhaben, ist nicht einfach. Zum Teil kann es die Ko-
alition aus eigener Kraft schaffen. Dort, wo sie das kann, wird sie es tun. Zum anderen Teil braucht sie
wegen unterschiedlicher Mehrheitsverhältnisse hier und im Bundesrat die Zusammenarbeit all derer,
die an dieser Zusammenarbeit interessiert sind, weil sie unser Land voranbringen wollen. Ich bin zu ei-
ner solchen Zusammenarbeit bereit und ich hoffe, dass wir hier im Deutschen Bundestag einen guten
Anfang gemacht haben.

Herzlichen Dank für die Aufmerksamkeit.

Rede von Franz Müntefering in der Debatte am 17. März 2005

Herr Präsident! Meine sehr verehrten Damen und Herren! 

„Entweder wir modernisieren, und zwar als soziale Marktwirtschaft, oder wir werden modernisiert,
und zwar von den ungebremsten Kräften des Marktes, die das Soziale beiseite drängen würden.“

Das war die Botschaft von Bundeskanzler Schröder beim Start der Agenda 2010 vor zwei Jahren. Für die
Koalition gilt das unverändert weiter. Wir wollen sozialen Fortschritt, Erneuerung und Zusammenhalt;
das ist das Ziel unserer Politik.

Die Regierungserklärung des Bundeskanzlers von heute und die sich daraus ergebenden Konsequen-
zen sind weitere wichtige Schritte hin zur Lage Deutschlands im Jahre 2010: hin zu Wohlstand für alle,
zu sozialer Gerechtigkeit und zu einer Politik der Nachhaltigkeit.Wir sind in Deutschland mitten in die-
sem Prozess der Veränderung. Der ist nicht leicht; dafür braucht man Mut. Manchen von denen, die ein
Stück mitgegangen sind, dauert es zu lange. Manche von denen, die ein Stück mitgegangen sind, trau-
en sich nicht, sich dazu zu bekennen. Manche von denen wollen nichts damit zu tun haben. Die Gene-
ralrevision von Rüttgers und die Bereitschaft von Milbradt, gegen sich selbst zu demonstrieren, sind
noch nicht vergessen.Wenn endlich einmal einer aus der Opposition sagen würde, wie sich das mit der
Arbeitslosenstatistik und Hartz IV verhält – das haben wir alle miteinander beschlossen –, wäre das
einfach einmal ein Akt der Ehrlichkeit und der Wahrheit, die Sie, Frau Merkel, eben eingefordert haben.
Wir haben ein Maß an Arbeitslosigkeit wie bei Helmut Kohl 1998 und zudem die Veränderungen der
Statistik durch Hartz IV. Das ist wahr. Das ist viel. Das auszusprechen macht schon einmal deutlich, wie
man die Zusammenhänge sieht. Wir jedenfalls werden den Weg der Agenda 2010 weitergehen. Wenn
Sie wollen, können Sie mitgehen. Es geht dabei um die Bekämpfung der Arbeitslosigkeit. Es geht um
Recht und Ordnung am Arbeitsmarkt. Es geht um gleiche Bildungschancen, um die Potenziale der äl-
ter werdenden Gesellschaft. Es geht um den Investitionsstandort Deutschland und es geht um die Fra-
ge, wie sich Politik organisiert.
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Wir haben uns alle vorgenommen, heute Morgen nicht polemisch zu sein. Frau Merkel, ich hatte aber
bei Ihrer Rede den Eindruck, dass Sie ein bisschen aus der Spur waren, weil Sie sich gestern etwas in der
Erwartung dessen, was der Bundeskanzler sagen könnte, aufgeschrieben haben, er Ihnen aber nun ein
breites Konzept dessen vorgelegt hat, was wir bereit und fähig sind zu tun.

Darauf waren Sie nicht eingestellt und das hat Ihnen ein bisschen die Sprache verschlagen.

Deswegen will ich in Abweichung von meinem Konzept gerne auf ein paar Punkte eingehen, die Sie
angesprochen haben. Kommen wir zunächst zur Senkung der Beiträge zur Arbeitslosenversicherung
von 6,5 Prozent auf 5 Prozent. Eine solche Senkung bedeutet 11 Milliarden Euro weniger in der Kasse der
Bundesagentur für Arbeit. Wenn Sie dann mit uns zusammen ein Konzept vorlegen wollen, das ganz
besonders die Interessenlage der unter 25-Jährigen im Blick hat – nach der Melodie: am Ende dieses
Jahres ist keiner von ihnen mehr länger als drei Monate in Arbeitslosigkeit –, und wenn Sie auf unse-
rem Weg – der da heißt: die Maßnahmen für die über 58Jährigen sollen in Zukunft so lange verlängert
werden, bis sich der Ruhestand anschließt – mitgehen wollen, dann müssen Sie dafür sorgen, dass der
Bundesagentur für Arbeit das nötige Geld zur Verfügung steht. Da kann man nicht gleichzeitig eben
mal 11 Milliarden Euro aus populistischen Gründen streichen wollen. Das passt doch alles nicht zu-
sammen!

Sie haben vorsichtshalber nichts zu der Notwendigkeit von Recht und Ordnung auf dem Arbeitsmarkt
gesagt. Wir haben im letzten Jahr ein Gesetz zur Bekämpfung der Schwarzarbeit beschlossen. Die Fi-
nanzkontrolle Schwarzarbeit, FKS genannt und beim Zoll gebündelt, umfasst heute 5 300 und bald 7
000 Personen. Die Schattenwirtschaft ist im letzten Jahr zum ersten Mal seit 1975 gesunken. Sie ist
noch zu hoch. Die FKS hat im letzten Jahr Schäden in Höhe von 475 Millionen Euro im Bereich der Steu-
ern und der Sozialversicherungsabgaben, die nicht entrichtet worden sind, aufgedeckt. Sie hat 91 000
Strafverfahren und 52 000 Bußgeldverfahren eingeleitet.

Sie sprechen darüber nicht gerne. Wenn wir dieses Thema ansprechen, kommt bei Ihnen sofort die Sa-
che mit der Putzfrau. Uns geht es nicht um die Putzfrauen, sondern darum, dass die illegale Tätigkeit in
Deutschland, die ein Ausmaß angenommen hat, das nicht mehr akzeptabel ist, mit allem Nachdruck
bekämpft wird.

Die Menschen in diesem Land, die ehrlichen Arbeitnehmer und die ehrlichen Arbeitgeber, sollen sich
darauf verlassen können, dass sie nicht die Dummen sind. Diejenigen, die an den Gesetzen vorbeimar-
schieren, müssen erfasst werden. Daraus müssen Konsequenzen gezogen werden. Das wollen wir so.

Sie haben etwas zur Pflegeversicherung gesagt, Frau Merkel, und haben dafür plädiert, man müsse im
Interesse der Stabilität der Lohnnebenkosten andere Finanzierungsformen finden; Sie haben sich vor-
sichtig ausgedrückt. Ich darf Sie darauf aufmerksam machen – der Bundeskanzler hat es deutlich ge-
macht –: Wir werden uns dazu im Laufe dieses Jahres positionieren. Es gibt im Bereich der Pflegeversi-
cherung keine Lohnnebenkosten. Diese 1,7 Prozent werden von den Arbeitnehmerinnen und Arbeit-
nehmern allein gezahlt.

Man sollte wissen, über was man miteinander redet.
Sie haben das Antidiskriminierungsgesetz angesprochen. Bei uns in der ganzen Koalition – die Bundes-
regierung ist dabei – ist klar, dass es das Antidiskriminierungsgesetz geben wird.

Das haben wir vereinbart. Es wird kommen, und zwar, Frau Merkel, was den arbeitsrechtlichen Teil an-
geht, eins zu eins, wie die EU das vorgeschrieben hat.

Da gibt es bei Ihnen eine interessante Entwicklung: Wir haben in der letzten Woche eine Debatte über
einen Antrag geführt, den Sie eingebracht haben. Dieser Antrag lautete: „Antidiskriminierungsgesetz
zurückziehen“.
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Inzwischen heißt es bei Ihnen: Der Vorschlag der EU soll eins zu eins umgesetzt werden. Das ist inter-
essant.

Wir sagen Ihnen trotzdem: Dieses Antidiskriminierungsgesetz wird es geben. Im arbeitsrechtlichen
Teil wird der Vorschlag eins zu eins umgesetzt und im zivilrechtlichen Teil sehen wir mehr vor, als von
der europäischen Ebene vorgegeben wurde, weil zum Beispiel auch Behinderte in das Antidiskriminie-
rungsgesetz einbezogen werden sollen.

So werden wir das nach der Anhörung deutlich verändert gemeinsam vorlegen und so schnell wie
möglich im Deutschen Bundestag und im Bundesrat zur Beschlussfassung vorlegen.

Sie haben über die Gentechnik gesprochen. Wir alle haben in den letzten Tagen Zeit gehabt, mit dem
VCI und großen bedeutenden Chemieunternehmen in Deutschland zu sprechen. Alle miteinander sa-
gen:

Lasst uns einmal zwei Jahre schauen, was da läuft und wie das mit der Haftungsfrage ausgehen wird!
Dann werden wir in zwei Jahren weitersehen. Das hat der Bundeskanzler angesprochen.
Deshalb lohnt es sich nicht, sich an dieser Stelle zu echauffieren. Wir haben im ersten Gentechnikge-
setz klare Entscheidungen getroffen.Wir haben zwei Jahre Zeit, um zu prüfen, ob etwas korrigiert wer-
den muss. Das sagen alle miteinander. Das zweite Gentechnikgesetz werden wir jetzt beschließen;
denn auch da sind wir einer Meinung. Das wird schnell vorangehen; bei der Standortliste sind wir uns
völlig einig.
Es gibt keinen Grund zu weiterer Aufregung.

Zur Erbschaftsteuer. Sie haben eben locker erzählt – dafür haben Sie auf Ihrer Seite große Begeisterung
ausgelöst –, dass gestern der Antrag Bayerns angeblich im Finanzausschuss des Bundestages abge-
lehnt worden sei.

Der Antrag Bayerns stand gestern im zuständigen Ausschuss des Deutschen Bundestages, im Finanz-
ausschuss, überhaupt nicht zur Abstimmung.

Was gestern im Finanzausschuss des Deutschen Bundestages abgelehnt worden ist, war das gesamte
Steuerkonzept der CDU/CSU, das sie in ihrem „Pakt für Deutschland“ vorgeschlagen hatte.

Dies habe ich klargestellt, Frau Merkel, weil Sie zum Schluss so viel von der Wahrheit geredet haben.
Sie haben immer haarscharf an ihr vorbei argumentiert.

Dann haben Sie verlangt, der Kanzler solle etwas zu den Schulden sagen. Der Kanzler hat deutlich ge-
macht, dass wir einen Großteil der zusätzlichen Ausgaben für Forschung und Entwicklung durch den
Wegfall der Eigenheimzulage finanzieren wollen. Diese Zulage hat auch Sozialdemokraten immer gut
gefallen; viele von uns sagen: Es wäre schön, wenn wir sie behalten könnten. Aber so zu tun, als gäbe
es keine Vorschläge, ist ebenfalls dicht an der Wahrheit vorbei gewesen.Wir wollen Bildung, Forschung
und Technologie fördern und dies auch durch den Wegfall der Eigenheimzulage finanzieren. Machen
Sie an dieser Stelle endlich mit! Das wäre schon gut.

Frau Merkel, Sie haben sich sehr nebulös zu der Frage geäußert, ob man neue Schulden machen kann.
Sie sind heute so unklar geblieben wie auch schon in den letzten Wochen.

Am 16. März wurden Sie, Frau Merkel, im „Handelsblatt“ wie folgt wiedergegeben:
„Wir müssen dabei aufpassen, dass wir nicht auf der einen Seite bei den Steuersätzen geben und mit
der anderen bei der Mindestbesteuerung wieder einsammeln.“
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Im selben Interview wurden Sie weiterhin zitiert:
„Für eine steuerliche Realentlastung der Wirtschaft haben wir nur sehr enge Spielräume.“

Heute wollen Sie beides: Die Wirtschaft soll entlastet werden, aber neue Schulden sollen wir auch
nicht machen. Erklären Sie einmal, wie das gehen soll! 

Nun zu Ihren Ausführungen zur Reform der bundesstaatlichen Ordnung: In der Tat gab es in der Föde-
ralismuskommission weitgehende Einigkeit zu vielen Punkten, die wir auch wieder aufrufen und ge-
meinsam beschließen können. Dabei ging es unter anderem darum, die Zustimmungsrechte des
Bundesrates so zu verändern, dass nicht mehr etwa 60 Prozent, sondern etwa nur noch 30 Prozent der
Gesetze einer Zustimmungspflicht unterliegen. Dies soll dadurch geschehen, dass die Gesetze stärker
als bisher in materiellrechtliche und verfahrensrechtliche Teile aufgegliedert werden.

Wir hatten des Weiteren vereinbart, dass die Gesetzgebungskompetenzen klarer zugeordnet werden.
Die Länder können die Organisations- und Personalhoheit für die bei ihnen und bei den Kommunen
Beschäftigten haben. Dies schließt Art. 33 Abs. 5 GG ein; die Grundsätze des Berufsbeamtentums kön-
nen fortentwickelt werden. Wer sich ein bisschen damit auskennt, weiß, wie viel Musik darin steckt.
Die Länder können das gesamte Wohnungswesen haben, all das, was sozialen Wohnungsbau aus-
macht; sie bekommen auch das Geld, das dafür heute vom Bund zur Verfügung gestellt wird. Die Län-
der können das Versammlungsrecht, das Ladenschlussrecht, das Gaststättenrecht und den gesamten
Bereich der Flurbereinigung haben. All dies bedeutet eine deutliche Verlagerung von Kompetenzen hin
zu den Ländern.

Einige andere Kompetenzen sollen an den Bund gehen, zum Beispiel die rechtliche Zuständigkeit für
die Erzeugung und Nutzung von Kernenergie, das Melde- und Ausweiswesen sowie das Waffen- und
Sprengstoffrecht.

Außerdem soll es 15 Materien geben, bei denen zukünftig nicht mehr die Erforderlichkeitsklausel gilt.
Das heißt, dass die Länder nicht mehr nach Art. 72 Abs. 2 einen Anspruch auf Materien erheben kön-
nen, die heute im Grundgesetz der konkurrierenden Gesetzgebung zugeordnet sind. Dazu gehört zum
Beispiel das gesamte Arbeitsrecht.

Ferner war ein neuer Art. 104 b in der Diskussion, der insofern interessant war, als er engen Bezug zu
Dingen hatte, die heute Morgen vom Kanzler, aber auch von Frau Merkel angesprochen worden sind.
Einige Länder – als einen ihrer Vertreter kann ich den Ministerpräsidenten von Hessen sehr genau
identifizieren – haben in diesem Zusammenhang gefordert, dass im Grundgesetz zukünftig stehen
solle, der Bund dürfe Finanzhilfen an die Länder bzw. Gemeinden nur für Vorhaben geben, die nicht
Gegenstand der ausschließlichen Gesetzgebung der Länder sind. Was heißt das? Darüber haben wir
lange gesprochen. Die Länder – speziell Hessen und die B-Länder – haben uns gesagt: Ihr sollt in das
Grundgesetz schreiben, dass ihr den Kommunen keine Hilfen mehr geben könnt, so wie ihr das jetzt
zum Beispiel bei den Ganztagsschulen macht.

Die Begleitmusik des Herrn Koch – andere will ich dafür nicht in Anspruch nehmen – war eindeutig: Er
will in seinem Leben nicht noch einmal erleben, so hat er gesagt, dass der Bund Gelder an die Länder
und die Kommunen im Rahmen eines Konzeptes gibt, mit dem man so populär werden kann, wie das
an dieser Stelle geschehen ist. Das war seine Begründung.

Wenn man sich den Abfluss der Gelder ansieht, kann man sich erklären, was eigentlich passiert ist. Von
der 1 Milliarde Euro, die im letzten Jahr zur Verfügung standen, ist längst nicht alles abgeflossen. Das
war in den einzelnen Ländern aber sehr unterschiedlich. Hessen standen 70 Millionen Euro zur Verfü-
gung, abgerufen worden sind aber nur 2,8 Millionen Euro.
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Ja, das ist unglaublich, und zwar erstens im Hinblick auf die Interessen der Kinder sowie der Frauen
und Mütter, und zweitens im Hinblick auf die Arbeitsplätze.

Hierdurch kann vereinbart werden, dass die Befugnis zur Bestimmung des Steuersatzes bei der Grund-
erwerbsteuer an die Länder fällt.

Einvernehmlich vereinbart war ein Steuertausch in dem Sinne, dass die Zuständigkeit für die Versiche-
rungsteuer in Zukunft ganz bei den Ländern, aber die für die Kfz-Steuer beim Bund liegt. Einvernehm-
lich vereinbart war, dass das Finanzverwaltungsgesetz für die Steuerverwaltung im Sinne einer Präzi-
sierung des Bundesrechtes in Bezug auf die Auftragsverwaltung, die Koordinierung der Prüfungsdien-
ste und die Bündelung der Aktivitäten zur Bekämpfung von Steuerkriminalität bearbeitet wird. Ein-
vernehmlich vereinbart war die Haftungsfrage in Bezug auf Europa. Einvernehmlich vereinbart war
das Vorgehen von Bund und Ländern in Bezug auf den nationalen Stabilitätspakt. Einvernehmlich ver-
einbart waren Mitwirkungsrechte von Bund und Ländern in Bezug auf die nationale Interessenwahr-
nehmung in Europa. Einvernehmlich vereinbart war ein Großteil der Maßnahmen in Bezug auf die in-
nere Sicherheit. Einvernehmlich vereinbart war, dass ausdrücklich ins Grundgesetz aufgenommen
wird: Berlin ist die Hauptstadt der Bundesrepublik Deutschland.

Ich habe all diese Dinge noch einmal aufgezählt, weil ich glaube, dass wir auch dann, wenn wir in Hin-
blick auf Zusammenarbeit guten Willens sind, wissen müssen: Nicht nur in Bezug auf die Wirtschaft
oder die Gesellschaft im Allgemeinen muss Bürokratie beiseite geräumt werden. Auch die Demokratie
muss sich so organisieren, dass wir glaubwürdig sind und nicht unnötig Hürden aufbauen, die ver-
meidbar sind. In diesem Sinne wäre das, was wir unter dem Punkt „Bundesstaatliche Ordnung“ ver-
einbart haben, ein guter Schritt.

Meine herzliche Einladung an alle, die wirklich wollen, dass sich Demokratie zeitgemäß organisiert,
lautet: Lassen Sie uns das machen, was ich jetzt angesprochen habe. Im Laufe des Verfahrens werden
wir sehen, ob wir auch noch die Vereinbarungen in den Bereichen Bildung und Umweltrecht hinbe-
kommen; denn zumindest beim Umweltrecht sind wir schon dicht dran. Alles andere können wir mit-
einander machen. Das garantieren wir.

Ich will abschließend ein wenig darauf eingehen, was Sie, Frau Merkel, mit Worten zur Freiheit begon-
nen und auch beendet haben. Sie haben dazu in der letzten Zeit auch einige Artikel geschrieben. Ich
habe mich gewundert, dass sich andere in der CDU/CSU, die dazu sicher auch das eine oder andere sa-
gen könnten, dazu nie geäußert haben. Zwischen uns großen und kleinen demokratischen Parteien ist
doch ein Rest von Akzeptanz vorhanden. Ich wundere mich, dass Sie sich so äußern.
Sie berufen sich auf Hayek. In seinem Werk arbeitete Hayek mit bestechender Logik und überzeugen-
den Argumenten heraus, dass es vor allem um die Gewährleistung individueller Freiheit als Vorausset-
zung für Fortschritt und Prosperität einer Gesellschaft geht, also vor allem um den gesetzgeberisch
garantierten Schutz des Bürgers vor staatlicher Willkür und ungerechtfertigtem Zwang. Das klingt
gut.

In Hayeks Buch „Die Verfassung der Freiheit“ steht:
„Ungleichheit ist nicht bedauerlich, sondern höchst erfreulich. Sie ist einfach nötig.
Gerechtigkeitsüberlegungen geben keine Rechtfertigung für eine ,Korrektur‘ des Marktergebnisses
ab. … so muss ich offen zugeben, dass ich, wenn Demokratie heißen soll: Herrschaft des unbeschränk-
ten Willens der Mehrheit, kein Demokrat bin …“

Man kann über solche Sachen diskutieren. Ich empfehle Ihnen aber sehr, Frau Merkel, sich das genau
zu überlegen.
Die CDU wird sich entscheiden müssen, ob sie an dieser Stelle Hayek oder Ludwig Erhard will.

Das ist ein Unterschied. Mit Hayek gibt es keine soziale Marktwirtschaft, mit Ludwig Erhard ja. Da hat
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es in den letzten Tagen schwer gerumpelt; er hat sich mehrmals im Grabe umgedreht. Darauf kann ich
wetten.

Wir sind jetzt bei der Frage nach dem Verhältnis von Freiheit und Staat. Sie wissen, dass wir Sozialde-
mokraten nicht nur für Freiheit, Gerechtigkeit und Solidarität eintreten, sondern auch davon über-
zeugt sind, dass der Staat eine Aufgabe hat und sie behalten muss. Diejenigen von Ihnen, die ehrlich
sind, werden das nicht bestreiten. Die Frage ist: Wo ist die Grenze? Wie weit geht das? Wie lösen wir
das Spannungsverhältnis auf? 

Wenn wir die Rolle des Staates ernst nehmen und von den Grundwerten ausgehen, die uns alle mit-
einander verbinden, müssen wir wissen, dass Freiheit, Gerechtigkeit und Solidarität nicht trennbar
sind. Einer der Grundwerte alleine kann nicht funktionieren. Wir müssen sie alle drei miteinander ha-
ben. Dazu hat Johannes Rau, der damalige Bundespräsident, im Mai 2004 Bedenkenswertes gesagt:
„Unser demokratischer Staat ist mehr als ein Dienstleistungsbetrieb und auch mehr als eine Agentur
zur Stärkung des Wirtschaftsstandorts. Der Staat schützt und stärkt die Freiheit der Bürgerinnen und
Bürger auch vor den gesellschaftlichen und ökonomischen Kräften, die die Freiheit des Einzelnen
längst viel stärker bedrohen als jede Obrigkeit.“

Dazu legt er auch Regeln und Pflichten zu Gunsten der Gemeinschaft fest. Damit schafft der Staat Frei-
räume gegen puren Ökonomismus und gegen das alles beherrschende Dogma von Effizienz und Ge-
winnmaximierung.

Gewiss: Eigene Verantwortung und eigene Anstrengung sind notwendig und unverzichtbar. Mehr Ei-
genverantwortung darf aber nicht heißen, dass die Starken sich nur noch um sich selber kümmern und
die anderen sehen sollen, wo sie bleiben.

Solidarität der Schwachen mit den Schwachen – das genügt nicht. Arbeitende für Arbeitslose, Junge
für Alte, Gesunde für Kranke, Nichtbehinderte für Behinderte: Darauf bleibt jede Gesellschaft ange-
wiesen.

Johannes Rau hat sehr Recht.


